
Reinhard Steinlechner

Die schlanke Stadt

Kostenwahrheit als mögliches Steuerungsinstrument für
Raumplanung

Doktorarbeit / Dissertation

Jura





Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek:

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen National-
bibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über http://dnb.d-
nb.de/ abrufbar.

Dieses Werk sowie alle darin enthaltenen einzelnen Beiträge und Abbildungen
sind urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung, die nicht ausdrücklich vom
Urheberrechtsschutz zugelassen ist, bedarf der vorherigen Zustimmung des Verla-
ges. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Bearbeitungen, Übersetzungen,
Mikroverfilmungen, Auswertungen durch Datenbanken und für die Einspeicherung
und Verarbeitung in elektronische Systeme. Alle Rechte, auch die des auszugsweisen
Nachdrucks, der fotomechanischen Wiedergabe (einschließlich Mikrokopie) sowie
der Auswertung durch Datenbanken oder ähnliche Einrichtungen, vorbehalten.

Impressum:

Copyright © 2001 GRIN Verlag
ISBN: 9783638029131

Dieses Buch bei GRIN:

https://www.grin.com/document/89531



Reinhard Steinlechner

Die schlanke Stadt

Kostenwahrheit als mögliches Steuerungsinstrument für Raumplanung

GRIN Verlag



GRIN - Your knowledge has value

Der GRIN Verlag publiziert seit 1998 wissenschaftliche Arbeiten von Studenten,
Hochschullehrern und anderen Akademikern als eBook und gedrucktes Buch. Die
Verlagswebsite www.grin.com ist die ideale Plattform zur Veröffentlichung von
Hausarbeiten, Abschlussarbeiten, wissenschaftlichen Aufsätzen, Dissertationen
und Fachbüchern.

Besuchen Sie uns im Internet:

http://www.grin.com/

http://www.facebook.com/grincom

http://www.twitter.com/grin_com



 

 

 

„Die schlanke Stadt“ 
Kostenwahrheit als mögliches Steuerungsinstrument für die Raumplanung. 

 

 

 

DISSERTATION 

 

Zur Erlangung des akademischen Grades eines Doktors der 

Rechtswissenschaften an der rechtswissenschaftlichen Fakultät der 

Leopold – Franzens – Universität in Innsbruck. 
 

Erstellt am Institut für Städtebau und Raumplanung der Baufakultät 

an der Leopold – Franzens – Universität in Innsbruck. 

Vorstand: o. Univ. Prof. Christoph Langhof Architekt BDA 

 

 

Eingereicht bei:     Eingereicht von: 

o. Univ. Prof. Dr. Karl Weber   Ing. Mag. Reinhard Steinlechner 

Erstbegutachter 

 

o. Univ. Prof. Dr. Erich Thöni 

Zweitbegutachter 

 

 

 

Volders, im Jänner 2001 
 

 
 



INHALTSVERZEICHNIS 

Seite 2 

VORWORT 
 

Städte, Regionen und Länder sehen sich in ihren Bemühungen, möglichst ideale 

Lebensbedingungen für ihre Bewohner zu schaffen, zunehmend in einen internationalen 

Konkurrenzkampf verwickelt. 

 

Die Deregulierung und Globalisierung der Märkte, das Vordringen neuer Anbieter aus 

nichteuropäischen Ländern, die wirtschaftlichen Entwicklungen innerhalb der europäischen 

Gemeinschaft und nicht zuletzt der technische Fortschritt führen zusätzlich zu einer rasanten 

Veränderung der Wettbewerbsverhältnisse in Europa. 

 

Von dieser Entwicklung des Weltmarktes bleiben europäische Regionen nicht unbeeinflußt. 

Sie können sich diesen Prozessen nicht entziehen, ohne Gefahr zu laufen, an den Rand des 

Geschehens gedrängt zu werden. Um auch in Zukunft zu den Gewinnern auf dem Weltmarkt 

zu Gehören, müssen sich Gemeinden, Städte und Regionen als attraktive Wirtschafts-

standorte und Lebensräume immer wieder neu profilieren und qualifizieren. Nicht zuletzt 

deswegen steht die rolle und Leistungsfähigkeit des Staates auf dem Prüfstand mit der Folge, 

daß zunehmend klassische Aufgabenbereiche der öffentlichen Hand ausgegliedert und 

privatisiert werden. 

 

Tradierte Handlungsmuster, gewohnte Entwicklungsstrategien beziehungsweise „bewährte“ 

städtebauliche Instrumentarien allein scheinen unserer Zeit nicht mehr zu entsprechen. Sie 

sind auch in der Regel viel zu schwerfällig. 

 

Waren Städtebau und Raumplanung bisher eher passiv, verwaltungsorientiert und bestrebt, 

bereits stattfindende, gesellschaftliche Vorgänge im Nachgang zu regeln und zu 

harmonisieren, so ist Stadt- und Raumplanung heute mehr und mehr ein aktiv gestaltendes, 

ein unternehmungsorientiertes Instrument zum Initiieren und Entwickeln von gewünschten 

gesellschaftlichen Prozessen. 

 

In diesem Sinne präsentiert die Untersuchung Die schlanke Stadt von Herrn Mag. Reinhard 

Steinlechner nicht nur beeindruckend klare Daten und Fakten zum Thema. Sondern vor allem 

liefert sie strategische Argumente und Instrumentarien für die Steuerung einer nachhaltigen 
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Entwicklung von Regionen und Städten. Eine nachhaltige Siedlungsentwicklung ist 

offensichtlich möglich, sofern sie von der Politik und Gesellschaft tatsächlich gewollt wird. 

 

Mit anderen Worten: Diese Untersuchung ist eine verblüffend eindeutige Bestätigung der 

Ausgangsthese: Würde „Kostenwahrheit“ herrschen, würden unsere Städte und Dörfer 

anders aussehen, sie wären schlanker. 

 

Ich bin Herrn Mag. Steinlechner außerordentlich dankbar, daß er sich des Themas 

angenommen hat. Er hat seine Aufgabe mit Bravour bewältigt und ich hoffe sehr, daß die 

Ergebnisse seiner Arbeit auf fruchtbaren Boden fallen. 

 

Ich wünsche Ihnen eine anregendes Studium der vorliegenden Arbeit. 

 

o. Univ. Prof. Christoph Langhof Architekt BDA 
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